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Jahrgang 1983 Ausgegeben am 23. Dezember 1983 244. Stück

6 2 7 . Verordnung: Aufstellung von Durchschnittssätzen für die Ermittlung der abziehbaren Vorsteuer-
beträge bei bestimmten Gruppen von Unternehmern

6 2 8 . Verordnung: Aufstellung von Schätzungsrichtlinien für die Ermittlung der Höhe des Eigenverbrau-
ches bei bestimmten Unternehmern und Fälligkeit der auf den Eigenverbrauch entfal-
lenden Umsatzsteuer

6 2 7 . Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Dezember 1983 über die
Aufstellung von Durchschnittssätzen für die
Ermittlung der abziehbaren Vorsteuerbeträge
bei bestimmten Gruppen von Unternehmern

Auf Grund des § 14 Abs. 1 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird verordnet:

1. ABSCHNITT

Freiberuflich tätige Unternehmer

§ 1. (1) Unternehmer der im § 3 angeführten
Berufsgruppen können die nach § 12 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 abziehbaren Vorsteuerbeträge
nach Durchschnittssätzen berechnen. Die anzu-
wendenden Durchschnittssätze sind jeweils in
einem Vomhundertsatz des Umsatzes angegeben.

(2) Umsatz im Sinne dieses Abschnittes ist der im
Inland erzielte Umsatz aus der freiberuflichen
Tätigkeit der im § 3 bezeichneten Berufsgruppen
(einschließlich Eigenverbrauch) mit Ausnahme der
Einfuhr, der Umsätze nach § 6 Z 8 und 9 lit. a und
b des Umsatzsteuergesetzes 1972 sowie der
Umsätze aus Hilfsgeschäften einschließlich der
Geschäftsveräußerungen.

§ 2. Die Durchschnittssätze gelten für Unterneh-
mer, deren Umsatz nach § 1 Abs. 1 Z 1 und 2 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 im vorangegangenen
Kalenderjahr nicht mehr als 3,5 Millionen Schilling
betragen hat.

§ 3. Die Durchschnittssätze betragen für

§ 4. (1) Soweit im Abs. 2 nicht anderes bestimmt
ist, werden mit dem Durchschnittssatz sämtliche
Vorsteuern abgegolten, die mit der freiberuflichen
Tätigkeit der im § 3 bezeichneten Berufsgruppen
zusammenhängen.

(2) Neben dem nach einem Durchschnittssatz
berechneten Vorsteuerbetrag kann bei Vorliegen
der Voraussetzungen des § 12 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972 abgezogen werden:

a) die von anderen Unternehmern gesondert in
Rechnung gestellte Steuer für Lieferungen
von Wirtschaftsgütern des Anlagevermögens,
die der Abnutzung unterliegen und deren
Anschaffungskosten nach den Vorschriften
des Einkommensteuerrechtes im Kalender-
jahr der Anschaffung nicht in voller Höhe als
Betriebsausgaben abgesetzt werden können;

b) die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für Ein-
fuhren, die den unter lit. a bezeichneten Lie-
ferungen entsprechen;

c) die den im § 3 unter Z 8 genannten Unter-
nehmern von Rechenzentren für sonstige Lei-
stungen im Zusammenhang mit Datenverar-
beitungsaufträgen in Rechnung gestellte
Steuer.

2. ABSCHNITT

Nichtbuchführungspflichtige Handels- und Gewer-
betreibende

§ 5. (1) Nichtbuchführungspflichtige Unterneh-
mer der im § 6 dieser Verordnung angeführten
Berufsgruppen können die nach § 12 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 abziehbaren Vorsteuerbeträge
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nach Durchschnittssätzen berechnen. Die anzu-
wendenden Durchschnittssätze sind jeweils in
einem Vomhundertsatz des Umsatzes angegeben.

(2) Umsatz im Sinne dieses Abschnittes ist der im
Inland erzielte Umsatz aus der jeweils im § 6 Abs. 1
dieser Verordnung angeführten Betriebsart (ein-
schließlich Eigenverbrauch) mit Ausnahme der Ein-
fuhr, der Umsätze nach § 6 Z 8 und 9 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 sowie der Umsätze aus Hilfs-
geschäften einschließlich der Geschäftsveräußerun-
gen.

§ 6. (1) Der Durchschnittssatz beträgt:

S e k t i o n G e w e r b e
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S e k t i o n F r e m d e n v e r k e h r

S e k t i o n I n d u s t r i e

(2) Die Einreihung der im Abs. 1 angeführten
Berufsgruppen erfolgt unter Bedachtnahme auf den
Fachgruppenkatalog (Anhang zur Fachgruppen-
ordnung, BGBl. Nr. 223/1947, zuletzt geändert
durch die Verordnung BGBl. Nr. 454/1979). Die
in Klammern angeführten Ziffern der Fachver-
bände (Bundesinnungen, Bundesgremien) ergeben
sich aus den Bestimmungen des Fachgruppenkata-
loges.

§ 7. (1) Soweit im Abs. 2 nicht anderes bestimmt
ist, werden mit dem Durchschnittssatz sämtliche
Vorsteuern abgegolten, die mit der gewerblichen
oder beruflichen Tätigkeit der im § 6 angeführten
Berufsgruppen zusammenhängen.

(2) Neben den nach einem Durchschnittssatz
berechneten Vorsteuerbetrag kann bei Vorliegen
der Voraussetzungen des § 12 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972 abgezogen werden:

1. Von den im § 6 angeführten Berufsgruppen
mit Ausnahme jener der Z 40, 41 und 62:
a) die von anderen Unternehmern gesondert

in Rechnung gestellte Steuer für Fremd-
und Lohnarbeiten, soweit diese unmittel-
bar in die gewerbliche Leistung eingehen,
sowie für Lieferungen von Gegenständen
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einschließlich der Rohstoffe, Halberzeug-
nisse, Hilfsstoffe und Zutaten, die der
Unternehmer zur gewerblichen Weiterver-
äußerung — sei es in derselben Beschaf-
fenheit, sei es nach vorheriger Bearbeitung
oder Verarbeitung — erwirbt;

b) die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für
Einfuhren, die den unter lit. a bezeichne-
ten Lieferungen entsprechen;

2. Von allen im § 6 angeführten Berufsgruppen:
a) die von anderen Unternehmern gesondert

in Rechnung gestellte Steuer für Lieferun-
gen von Wirtschaftsgütern des Anlagever-
mögens, die der Abnutzung unterliegen
und deren Anschaffungskosten nach den
Vorschriften des Einkommensteuerrechtes
im Kalenderjahr der Anschaffung nicht in
voller Höhe als Betriebsausgaben abge-
setzt werden können. Das gleiche gilt
sinngemäß für jene Steuern, die von ande-
ren Unternehmern für sonstige Leistungen
im Zusammenhang mit der Herstellung
eines abnutzbaren Wirtschaftsgutes des
Anlagevermögens, dessen Herstellungsko-
sten nach den Vorschriften des Einkom-
mensteuerrechtes im Kalenderjahr der
Herstellung nicht in voller Höhe als
Betriebsausgabe abgesetzt werden kön-
nen, gesondert in Rechnung gestellt wird;

b) die entrichtete Einfuhrumsatzsteuer für
Einfuhren, die den unter lit. a bezeichne-
ten Lieferungen entsprechen.

§ 8. (1) Bei Mischbetrieben (zB Tischlerei und
Möbelhandel, Bäcker und Zuckerbäcker) ist der
Durchschnittssatz für jene Berufsgruppe heranzu-
ziehen, deren Anteil am Umsatz im Sinne des § 5
Abs. 2 überwiegt. Der Unternehmer ist jedoch
berechtigt, bei entsprechender Trennung der
Umsätze den für die einzelne Berufsgruppe vorge-
sehenen Durchschnittssatz in Anspruch zu nehmen;
die Trennung der Umsätze kann auch unter sinnge-
mäßer Anwendung des § 18 Abs. 7 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 erfolgen.

(2) Werden bei Mischbetrieben Umsätze über-
wiegend in einer nicht im § 6 angeführten Berufs-
gruppe bewirkt, so ist die Ermittlung der abziehba-
ren Vorsteuer nach einem Durchschnittssatz
grundsätzlich ausgeschlossen. Überwiegen hinge-
gen die Umsätze in einer im § 6 angeführten
Berufsgruppe, so ist die Anwendung eines Durch-
schnittssatzes insoweit möglich, als die Umsätze
auf diese im § 6 angeführte Berufsgruppe entfallen.
Die Trennung der Umsätze nach den einzelnen
Berufsgruppen kann auch unter sinngemäßer
Anwendung des § 18 Abs. 7 des Umsatzsteuergeset-
zes 1972 vorgenommen werden.

(3) Bei einem Handelsbetrieb, der nach § 6 zu
einer der Sektion Handel zugehörigen Berufs-
gruppe zählt, ist die Ermittlung der abziehbaren
Vorsteuer nach einem Durchschnittssatz nur dann

ausgeschlossen, wenn die Umsätze im Großhandel
sowie allfällige Handelsumsätze von im § 6 nicht
angeführten Handelszweigen überwiegen.

3. ABSCHNITT

Gemeinnützige Einrichtungen

§ 9. (1) Körperschaften, Personenvereinigungen
und Vermögensmassen, die gemeinnützigen, mild-
tätigen oder kirchlichen Zwecken dienen (§§ 34 bis
38 der Bundesabgabenordnung), können für Kin-
dergärten, Ferienaktionen für Kinder und Jugendli-
che, Tagesmütteraktionen sowie für Siechen- und
Pflegeheime, die nach § 12 des Umsatzsteuergeset-
zes 1972 abziehbaren Vorsteuerbeträge mit einem
Durchschnittssatz von 10 vH des aus der Tätigkeit
der genannten Betriebe erzielten Umsatzes (§ 1
Abs. 1 Z 1 und 2 des Umsatzsteuergesetzes 1972)
berechnen, wenn sie für keine der in den genannten
Betrieben erbrachten Leistungen eine Rechnung im
Sinne des § 11 des Umsatzsteuergesetzes 1972 aus-
stellen.

(2) Der Durchschnittssatz gilt nicht für Vorsteu-
ern im Zusammenhang mit Leistungen, die im Rah-
men eines land- und forstwirtschaftlichen Betriebes,
eines Gewerbebetriebes oder eines wirtschaftlichen
Geschäftsbetriebes im Sinne des § 45 Abs. 3 der
Bundesabgabenordnung ausgeführt werden.

(3) Betriebe, für welche die Vorsteuern nach dem
im Abs. 1 genannten Durchschnittssatz ermittelt
werden, gelten als gesondert geführte Betriebe im
Sinne des § 12 Abs. 7 des Umsatzsteuergesetzes
1972.

(4) Mit dem Durchschnittssatz werden sämtliche
Vorsteuern abgegolten, die mit den im Abs. 1
bezeichneten Leistungen (einschließlich der Vor-
steuern für Bauleistungen) zusammenhängen.

4. ABSCHNITT

Aufzeichnungspflichten und Geltungsbereich

§ 10. Wird die abziehbare Vorsteuer nach einem
Durchschnittssatz berechnet, so ist der Unterneh-
mer insoweit von der Aufzeichnungspflicht gemäß
§18 Abs. 2 Z 4 und 5 des Umsatzsteuergesetzes
1972 befreit.

§ 11. Diese Verordnung tritt mit 1. Jänner 1984
in Kraft und ist erstmals auf Vorsteuerbeträge
anzuwenden, die gemäß § 20 Abs. 2 des Umsatz-
steuergesetzes 1972 in das Kalenderjahr 1984 fal-
len. Die Verordnung vom 3. Dezember 1980,
BGBl. Nr. 576, in der Fassung der Verordnung
vom 4. Dezember 1981, BGBl. Nr. 547, ist auf Vor-
steuerbeträge, die nach dem 31. Dezember 1983
anfallen, nicht mehr anzuwenden.

Salcher
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628. Verordnung des Bundesministers für
Finanzen vom 14. Dezember 1983 über die
Aufstellung von Schätzungsrichtlinien für die
Ermittlung der Höhe des Eigenverbrauches
bei bestimmten Unternehmern und über die
Fälligkeit der auf den Eigenverbrauch entfal-

lenden Umsatzsteuer

Auf Grund des § 21 Abs. 10 des Umsatzsteuerge-
setzes 1972, BGBl. Nr. 223, wird verordnet:

§ 1. Soweit die Höhe des Eigenverbrauches eines
Unternehmers nicht durch ordnungsgemäß
geführte Aufzeichnungen im Sinne des § 18 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 nachgewiesen wird und
auch nicht außergewöhnliche Umstände vorliegen,
die eine diesen Umständen entsprechende Ermitt-
lung der Bemessungsgrundlage erforderlich
machen, ist bei der Berechnung der Umsatzsteuer
für den Eigenverbrauch die Bemessungsgrundlage
wie folgt zu ermitteln:

1. a) Für den Eigenverbrauch von Speisen und
Getränken im Gast-, Schank- und Beher-
bergungsgewerbe ist bei voller Verpfle-
gung von jenen Werten auszugehen, wel-
che nach den einkommensteuerrechtlichen
Vorschriften für Zwecke des Steuerabzu-
ges vom Arbeitslohn (§15 Abs. 2 des Ein-
kommensteuergesetzes 1972) als Sachbe-
zug für Speisen und Getränke (Kost)
anzusetzen sind. Werden auch Familien-
angehörige des Unternehmers voll ver-
pflegt, so erhöht sich der anzusetzende
Wert
für den Ehegatten um 80 vH,
für jedes Kind bis zum
6. Lebensjahr um 30 vH,
für jedes Kind zwischen dem
6. und 16. Lebensjahr um 40 vH und
für jedes Kind ab dem
16. Lebensjahr und für sonstige
Personen um 80 vH.
Bei nur teilweiser Verpflegung können die
entsprechenden Anteile der so ermittelten
Sachbezugswerte angesetzt werden;

b) von den nach lit. a ermittelten Werten,
welche die Umsatzsteuer einschließen,
entfallen 85 vH auf Speisen und Getränke,
die dem ermäßigten Steuersatz gemäß

§ 10 Abs. 2 des Umsatzsteuergesetzes
1972 und 15 vH auf Getränke, die dem
Normalsteuersatz gemäß § 10 Abs. 1 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 unterliegen.
Eine Aufteilung dieser Art kann unterblei-
ben, wenn außer einem ortsüblichen Früh-
stücksgetränk kein dem Normalsteuersatz
unterliegendes Getränk entnommen wird;

2. soweit ein Unternehmer im Inland einen sei-
nem Unternehmen dienenden Gegenstand für
Zwecke verwendet oder verwenden läßt, die
außerhalb des Unternehmens liegen, ist als
Bemessungsgrundlage für den Eigenver-
brauch jener Wert heranzuziehen, der bei der
steuerlichen Gewinnermittlung nach den ein-
kommensteuerrechtlichen Vorschriften als
Privatentnahme zu berücksichtigen ist.

§ 2. (1) Ist die Bemessungsgrundlage für den
Eigenverbrauch nach den Bestimmungen dieser
Verordnung zu ermitteln, so entfällt insoweit die
Aufzeichnungsverpflichtung gemäß § 18 Abs. 2 Z 2
des Umsatzsteuergesetzes 1972. Die Steuer für den
Eigenverbrauch im Sinne des § 1 Z 2 ist erst in der
für den letzten Voranmeldungszeitraum eines Ver-
anlagungszeitraumes abzugebenden Voranmel-
dung zu berechnen; das gleiche gilt für Eigenver-
brauchstatbestände gemäß § 1 Abs. 1 Z 2 lit. b des
Umsatzsteuergesetzes 1972.

(2) Die Fälligkeit der auf den Eigenverbrauch im
Sinne des § 1 Z 2 dieser Verordnung sowie des § 1
Abs. 1 Z 2 lit. b des Umsatzsteuergesetzes 1972 ent-
fallenden Umsatzsteuer wird abweichend von der
gesetzlichen Regelung des § 21 Abs. 1 und 2 des
Umsatzsteuergesetzes 1972 mit 10. Feber des auf
den Veranlagungszeitraum folgenden Kalenderjah-
res bestimmt; bei Einstellung der gewerblichen oder
beruflichen Tätigkeit (§ 20 Abs. 3 des Umsatz-
steuergesetzes 1972) tritt die Fälligkeit binnen
einem Monat nach Ablauf des Veranlagungszeit-
raumes ein.

§ 3. (1) Diese Verordnung ist erstmals auf den
Veranlagungszeitraum 1984 anzuwenden. Die Ver-
ordnung vom 15. Feber 1973, BGBl. Nr. 86, ist
letztmals auf den Veranlagungszeitraum 1983
anzuwenden.

Salcher


